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Artikel 1

Das Gesetz über die Feststellung des
Haushaltsplans des Landes Hessen für
das Haushaltsjahr 2005 (Haushaltsgesetz
2005) vom 20. Dezember 2004 (GVBl. I 
S. 539) wird wie folgt geändert:

1. § 1 erhält folgende Fassung:

„§ 1

Der diesem Gesetz als Anlage bei-
gefügte Haushaltsplan für das Haus-
haltsjahr 2005 wird in Einnahme und
Ausgabe auf 

20 829 932 900 Euro

festgestellt.“

2. Der Gesamtplan 2005 Teil I Haus-
haltsübersicht A – Zusammenfassung
der Einnahmen und Ausgaben der
Einzelpläne –, der Gesamtplan 2005
Teil I Haushaltsübersicht B – Zusam-
menfassung der Verpflichtungser-
mächtigungen der Einzelpläne und de-
ren Inanspruchnahme –, der Gesamt-
plan 2005 Teil II – Finanzierungsüber-
sicht –, der Gesamtplan 2005 Teil III –
Kreditfinanzierungsplan – werden
nach Maßgabe der diesem Gesetz bei-
gefügten Übersichten geändert.

Artikel 2

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1.
Januar 2005 in Kraft.
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D e r  L a n d t a g  h a t  d a s  f o l g e n d e  G e s e t z  b e s c h l o s s e n :

Gesetz
zur Änderung des Gesetzes über die Feststellung des Haushaltsplans 

des Landes Hessen für das Haushaltsjahr 2005 
(Nachtragshaushaltsgesetz 2005)*)

Vom 20. Dezember 2005

*) Ändert GVBl. II 43-73

Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Wiesbaden, den 20. Dezember 2005

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r p r ä s i d e n t D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r

K o c h d e r  F i n a n z e n

We i m a r

Anlage

G E S A M T P L A N

für das Haushaltsjahr 2005

Teil I Haushaltsübersicht

Zusammenfassung der Einnahmen und Ausgaben der Einzelpläne 2005

Zusammenfassung der Verpflichtungsermächtigungen der Einzelpläne 2005

Teil II Finanzierungsübersicht 2005

Teil III Kreditfinanzierungsplan 2005

Anlage
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63.000.000 22.000.000 14.000.000 12.000.000 15.000.000

2.202.196.000 865.696.600 606.879.200 395.695.600 333.924.600

2.265.196.000 887.696.600 620.879.200 407.695.600 348.924.600

06 Hessisches Ministerium der Fi-
nanzen

Übrige Einzelpläne: 01, 02,
03, 04, 05, 07, 08, 09, 10, 11,
15, 17, 18

Insgesamt

Haushaltsplan 2005 (einschließlich Nachtragshaushalt)
Teil I - Haushaltsübersicht

B. Zusammenfassung der Verpflichtungsermächtigungen der Einzelpläne 
und deren Inanspruchnahme

Verpflichtungs- von dem Gesamtbetrag (Sp. 3) dürfen fällig werden
Epl. Bezeichnung ermächtigung

2005 2006 2007 2008 spätere Jahre

EUR EUR EUR EUR EUR

1 2 3 4 5 6 7
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Gesamtplan 2005 (einschließlich Nachtrag)

Teil II Finanzierungsübersicht

(Mio. EUR)

I. Ermittlung des Finanzierungssaldos

1. Ausgaben  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 17.637,7
(ohne Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt,
Zuführungen an Rücklagen, Ausgaben zur Deckung eines
kassenmäßigen Fehlbetrags, haushaltstechnische Verrech-
nungen)

2. Einnahmen  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 16.753,7
(ohne Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt, Entnahmen
aus Rücklagen, Einnahmen aus kassenmäßigen Überschüssen,
haushaltstechnische Verrechnungen)

3. Finanzierungssaldo  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . –884,0

II. Zusammensetzung des Finanzierungssaldos

1. Netto-Neuverschuldung am Kreditmarkt  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 958,5
1.1. Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 3.638,6
1.2. Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt  . . . . . . . . . . . . . . . . . . 2.680,1

2. Abwicklung der Vorjahre  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . –
2.1. Einnahmen aus Überschüssen  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . –
2.2. Ausgaben zur Deckung von Fehlbeträgen  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . –

3. Rücklagenbewegung  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . –74,5
3.1. Entnahmen aus Rücklagen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 74,0
3.2. Zuführungen an Rücklagen  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 148,5

4. Haushaltstechnische Verrechnungen  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . –
4.1. Einnahmenseite  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 363,6
4.2. Ausgabenseite  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 363,6

5. Finanzierungssaldo (Saldo 1. bis 4.)  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 884,0
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(Mio. EUR)
A. Kredite am Kreditmarkt

I. Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 3.638,6

II. Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 2.680,1

1. Darlehen der Sozialversicherungsträger  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . _

2. Anleihen, Landesschatzanweisungen, Obligationen, 
Schuldscheindarlehen  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 2.680,1

3. Tilgung übernommener Darlehensverpflichtungen  . . . . . . . . . . . . . . . . –

4. Sonstige Tilgungen  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . –

III. Netto-Neuverschuldung am Kreditmarkt  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 958,5

B. Kredite im öffentlichen Bereich

I. Einnahmen aus Krediten im öffentlichen Bereich . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 8,0

Förderung des Sozialen Wohnungsbaus (Kap. 07 75 – 311)  . . . . . . . . . . . . 8,0

II. Ausgaben zur Schuldentilgung im öffentlichen Bereich  . . . . . . . . . . . . . . 43,5

Darlehen des Bundes für den Wohnungsbau (Kap. 17 01 – 581 01)  . . . . . . 43,5

III. Netto-Neuverschuldung im öffentlichen Bereich  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . –35,5

Gesamtplan 2005 (einschließlich Nachtrag)

Teil III Kreditfinanzierungsplan
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§ 1

Grundsatz

Mit diesem Gesetz wird angestrebt,
zur Stärkung der Funktion der Innenstäd-
te und zur Förderung der örtlichen Wirt-
schaft und zur Verbesserung der Versor-
gung der Bevölkerung mit Waren und
Dienstleistungen gewachsene urbane
Einzelhandels- und Dienstleistungszen-
tren zu stärken und zu entwickeln. Zu
diesem Zweck wird die Möglichkeit ge-
schaffen, auf Antrag Bereiche in Stadt-
zentren und Stadtteilzentren zur Stärkung
der Innovation von Einzelhandels- und
Dienstleistungszentren (Innovationsberei-
che) festzulegen, in denen in eigener Or-
ganisation und Finanzverantwortung
Maßnahmen zur Verbesserung der Situa-
tion von Einzelhandels- und Dienstleis-
tungsbetrieben ergriffen werden können.

§ 2

Ziele und Aufgaben

(1) Ziel der Schaffung eines Innovati-
onsbereichs ist es, die Attraktivität eines
Einzelhandels- und Dienstleistungszen-
trums im Sinne des § 1 für Kunden, Besu-
cher und Bewohner zu erhöhen und die
Rahmenbedingungen für die in diesem
Bereich niedergelassenen Einzelhandels-
und Dienstleistungsbetriebe zu verbes-
sern, um die jeweiligen Standorte zu stär-
ken.

(2) Aufgabe eines Innovationsbereichs
ist es, Maßnahmen selbst zu ergreifen
oder anzuregen, die geeignet sind, die in
Abs. 1 genannten Ziele zu verwirklichen.
Hierzu können insbesondere:

1. Konzepte für die Entwicklung des
Zentrums ausgearbeitet,

2. Dienstleistungen erbracht,

3. in Abstimmung mit den jeweiligen
Berechtigten Baumaßnahmen finan-
ziert und durchgeführt,

4. Grundstücke bewirtschaftet,

5. gemeinschaftliche Werbemaßnahmen
durchgeführt,

6. Veranstaltungen organisiert,

7. mit öffentlichen Stellen oder mit an-
sässigen Betrieben Vereinbarungen
über die Durchführung von Maßnah-
men getroffen,

8. Stellungnahmen in förmlichen oder
nicht förmlichen Anhörungsverfahren
abgegeben,

9. Leerstandsmanagement betrieben und

10. Erhalt und Erweiterung des Bran-
chenmixes gefördert werden.

Die Wahrnehmung rein hoheitlicher
Tätigkeiten sowie der kommunalen Da-
seinsvorsorge sind keine zulässigen Auf-
gaben eines Innovationsbereiches.

(3) Die konkreten Ziele und Maßnah-
men werden für jeden Innovationsbereich
in einem Maßnahmen- und Finanzie-
rungskonzept festgelegt.

§ 3

Einrichtung

(1) Die Gemeinde wird ermächtigt, auf
Antrag eines Aufgabenträgers durch Sat-
zung räumlich zusammenhängende, ge-
nau bezeichnete Bereiche des Gemeinde-
gebiets zur Stärkung der Innovation von
Einzelhandels- und Dienstleistungszen-
tren einzurichten, wenn der Aufgabenträ-
ger sich in einem öffentlich-rechtlichen
Vertrag verpflichtet hat, die sich aus die-
sem Gesetz und dem Maßnahmen- und
Finanzierungskonzept ergebenden Ver-
pflichtungen, Ziele, Aufgaben und Ver-
antwortlichkeiten umzusetzen.

(2) In der Satzung sind neben der Ge-
bietsabgrenzung die Ziele und Maßnah-
men des Innovationsbereichs (§ 2), der
Aufgabenträger (§ 4), der Hebesatz (§ 7
Abs. 1) und die Mittelverwendung (§ 8
Abs. 1) festzulegen.

§ 4

Aufgabenträger

(1) Ein Innovationsbereich hat keine
eigene Rechtspersönlichkeit. Seine Auf-
gaben werden von einem Aufgabenträger
wahrgenommen. Aufgabenträger kann
jede Person sein, die sich freiwillig der
Aufsicht durch die Gemeinde nach § 6
Abs. 3 unterwirft.

(2) Der Aufgabenträger muss persön-
lich und finanziell zuverlässig sein, um
unter Berücksichtigung der nach den Vor-
schriften dieses Gesetzes zu erwartenden
Einnahmen seine Aufgaben ordnungs-

D e r  L a n d t a g  h a t  d a s  f o l g e n d e  G e s e t z  b e s c h l o s s e n :

Gesetz 
zur Stärkung von innerstädtischen Geschäftsquartieren (INGE)*)

Vom 21. Dezember 2005

*) GVBl. II 50-41



gemäß erfüllen zu können. Näheres regelt
die nach § 3 zu erlassende Satzung oder
der abzuschließende öffentlich-rechtliche
Vertrag.

(3) Der Aufgabenträger kann die
Wahrnehmung seiner Aufgaben Dritten
übertragen. Abs. 2 gilt entsprechend.

§ 5

Antragstellung

(1) Zur Antragstellung ist ein Aufga-
benträger berechtigt, wenn er die Zustim-
mung der Eigentümer von 15 vom Hun-
dert der Anzahl der im Innovationsbe-
reich gelegenen Grundstücke nachweisen
kann, deren vom Innovationsbereich er-
fasste Fläche zugleich mindestens 15 vom
Hundert der Gesamtgrundstücksfläche
beträgt.

(2) Grundstücke im Sinne des Gesetzes
sind alle im Grundbuch verzeichneten
Flächen mit Ausnahme der öffentlichen
Verkehrs-, Gewässer- und Grünflächen.
Grundstückseigentümer im Sinne dieses
Gesetzes sind die Erbbauberechtigten, so-
weit das Grundstück mit einem Erbbau-
recht belastet ist.

(3) Mit der Antragstellung sind neben
einer Darstellung der Gebietsabgrenzung
das Maßnahmen- und Finanzierungskon-
zept für die geplante Geltungsdauer vor-
zulegen. Das Projekt ist vom Aufgaben-
träger in seinen wesentlichen Zügen im
Internet zu veröffentlichen.

(4) Ein nach Abs. 1 zur Antragstellung
berechtigter Aufgabenträger hat An-
spruch darauf, dass ihm die Gesamthöhe
der für die im vorgesehenen Bereich gele-
genen Grundstücke festgesetzten Ein-
heitswerte und die bekannten Anschriften
der Grundstückseigentümer mitgeteilt
werden. Der Aufgabenträger darf die ihm
bekannt gemachten Daten nur für
Zwecke im Sinne von § 2 Abs. 3 verwen-
den und stellt sicher, dass eine zweckwi-
drige Verwendung ausgeschlossen ist.
Die Daten sind zu vernichten, sobald sie
für die Zwecke dieses Gesetzes nicht
mehr benötigt werden.

(5) Der Antrag auf Einrichtung eines
Innovationsbereichs wird von der Ge-
meinde abgelehnt, wenn der Aufgaben-
träger die an ihn gestellten Anforderun-
gen nicht erfüllt oder wenn das Maßnah-
men- und Finanzierungskonzept zur Ver-
wirklichung der Grundsätze nach § 1 und
der Zielsetzung nach § 2 nicht geeignet
ist, öffentliche Belange oder Rechte Drit-
ter beeinträchtigen oder die Abgaben-
pflichtigen unverhältnismäßig belasten
würde. Es besteht kein Rechtsanspruch
auf Erlass einer Satzung.

(6) Wird der Antrag nicht nach Abs. 5
abgelehnt, legt die Gemeinde die voll-
ständigen Antragsunterlagen auf die
Dauer eines Monats öffentlich aus. Ort
und Dauer der Auslegung sowie die Inter-
netadresse nach Abs. 3 Satz 2 sind min-
destens eine Woche vorher öffentlich be-
kannt zu machen. In der Bekanntma-

chung ist darauf hinzuweisen, dass
während der Auslegungszeit Anregungen
vorgebracht werden können und die Ei-
gentümer der im Innovationsbereich gele-
genen Grundstücke das Recht haben, der
Einrichtung des Innovationsbereichs zu
widersprechen. Die Grundstückseigentü-
mer, deren Person und Anschrift der Ge-
meinde bekannt sind, und die betroffenen
Träger öffentlicher Belange sollen vom
Aufgabenträger von der Auslegung be-
nach-richtigt werden. Die bekannten Na-
men und Anschriften werden dem Aufga-
benträger zu diesem Zweck von der Ge-
meinde bekannt gegeben. Die Gemeinde
kann einen Erörterungstermin unter Be-
teiligung der betroffenen Eigentümer und
derer, die Stellungnahmen abgegeben
haben, durchführen.

(7) Ändert der Aufgabenträger nach
der öffentlichen Auslegung wesentliche
Bestandteile des Maßnahmen- und Finan-
zierungskonzeptes, wird das Anhörungs-
verfahren gemäß Abs. 6 wiederholt.

(8) Widersprechen die Eigentümer von
mehr als 25 vom Hundert der im Innovati-
onsbereich gelegenen Grundstücke oder
von mehr als 25 vom Hundert der im 
Innovationsbereich gelegenen Grund-
stücksflächen der Einrichtung eines Inno-
vationsbereichs und werden diese Ein-
sprüche im Rahmen des Anhörungsver-
fahrens nicht zurückgenommen oder auf
andere Weise erledigt, ist der Antrag von
der Aufsichtsbehörde abzulehnen.

§ 6

Umsetzung und Überwachung

(1) Der Aufgabenträger setzt das Maß-
nahmen- und Finanzierungskonzept um.
Hierzu stellt er im dritten Quartal jedes
Kalenderjahres einen Maßnahmen- und
Wirtschaftsplan für das Folgejahr auf, den
er der Gemeinde vorlegt und unter einer
mindestens den Beitragspflichtigen zu-
gänglichen Internetadresse bekannt
macht. Bei der Aufstellung des Plans sind
die im Innovationsbereich betroffenen
Akteure, insbesondere Grundstücksei-
gentümer, Freiberufler und Gewerbebe-
treibende, sowie die Gemeindeverwal-
tung in geeigneter Weise zu beteiligen.

(2) Weicht ein Maßnahmen- und Wirt-
schaftsplan von den Vorgaben des mit der
Antragstellung bekannt gemachten Maß-
nahmen- und Finanzierungskonzepts
nicht nur unerheblich ab, ist in der Be-
kanntmachung darauf hinzuweisen, dass
die beitragspflichtigen Grundstücksei-
gentümer berechtigt sind, diesem Plan in-
nerhalb eines Monats nach Bekanntgabe
zu widersprechen. Widersprechen die Ei-
gentümer von mehr als 25 vom Hundert
der im Innovationsbereich gelegenen
Grundstücke oder von mehr als 25 vom
Hundert der im Innovationsbereich gele-
genen Grundstücksflächen oder versagt
die Gemeinde ihre Zustimmung zur Ab-
weichung, ist der Maßnahmen- und Wirt-
schaftsplan an das Maßnahmen- und Fi-
nanzierungskonzept anzupassen. Die Re-
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gelungen des Abs. 3 Satz 2 bis 6 gelten
entsprechend.

(3) Die für den Innovationsbereich zu-
ständige Gemeinde überwacht die ord-
nungsgemäße Geschäftsführung des Auf-
gabenträgers, wobei sie sich zur Unter-
stützung der Kontrolle einer sachverstän-
digen Person oder Stelle bedienen darf.
Die Geschäftsführung hat die rechtlichen
Anforderungen an eine ordnungsgemäße
Führung eines durchschnittlichen Unter-
nehmens zu erfüllen. Hilft der Aufgaben-
träger begründeten Beanstandungen
nicht ab oder verletzt er seine Pflicht
grob, kann die Gemeinde den Aufgaben-
träger abberufen und den öffentlich-
rechtlichen Vertrag kündigen. In diesem
Fall nimmt die Gemeinde die Aufgaben
des Innovationsbereichs bis zum Ab-
schluss eines öffentlich-rechtlichen Ver-
trages mit einem neuen Aufgabenträger
oder bis zur Aufhebung der Satzung nach
§ 3 wahr. Für die Bestellung eines neuen
Aufgabenträgers gelten die Vorschriften
des § 5 Abs. 1, 6 und 8 entsprechend mit
der Maßgabe, dass die Auslegungsfrist
auf zwei Wochen begrenzt wird. Der ab-
berufene Aufgabenträger überträgt die
bei ihm vorhandenen Mittel und Daten
des Innovationsbereichs dem neuen Auf-
gabenträger und vernichtet dann die bei
ihm vorhandenen personenbezogenen
Daten, soweit er nicht zur Aufbewahrung
verpflichtet ist.

§ 7

Abgabenerhebung

(1) Zum Ausgleich des Vorteils, der
durch die Einrichtung und die Maßnah-
men des Innovationsbereichs entsteht,
werden von der Gemeinde Abgaben bei
den Grundstückseigentümern der im In-
novationsbereich gelegenen Grundstücke
erhoben, durch die der entstehende Ge-
samtaufwand einschließlich eines ange-
messenen Gewinns für den Aufgabenträ-
ger gedeckt wird. Die Höhe der Abgabe
errechnet sich als Produkt aus dem Hebe-
satz und dem nach den Vorschriften des
Bewertungsgesetzes in der Fassung vom
1. Februar 1991 (BGBl. I S. 231), zuletzt
geändert am 20. Dezember 2001 (BGBl. I
S. 3794, 3807), festgestellten Einheitswert
des jeweiligen Grundstücks. Der Hebe-
satz entspricht dem Quotienten aus dem
nach Satz 1 berücksichtigungsfähigen
Aufwand und der Summe der Einheits-
werte der die Beitragspflicht begründen-
den Grundstücke, darf jedoch zehn vom
Hundert nicht überschreiten.

(2) Soweit für ein Grundstück der Ein-
heitswert nicht festgestellt ist, ist der Be-
rechnung der Abgabenhöhe nach 
Abs. 1 statt des Einheitswertes das Pro-
dukt aus dem Mittelwert der im Innovati-
onsbereich je Quadratmeter Grundstücks-
fläche der veranlagten Grundstücke fest-
ge-stellten Einheitswerte und der Fläche
des jeweiligen Grundstücks zugrunde zu
legen.

(3) Gehört ein Grundstück zu mehre-
ren Innovationsbereichen oder liegt ein
Grundstück nur mit einem Teil innerhalb
eines Innovationsbereichs, besteht die
Abgabenpflicht in jedem Innovationsbe-
reich nur in der dem jeweiligen Grund-
stücksanteil entsprechenden Höhe.

(4) Die Gemeinde kann Grundstücks-
eigentümer von der Abgabenpflicht be-
freien, wenn eine bauliche Nutzung des
Grundstücks nicht oder nur zu Zwecken
des Gemeinbedarfs möglich ist oder die
Heranziehung zu den Abgaben vor dem
Hintergrund der tatsächlichen Grund-
stücksnutzung eine unverhältnismäßige
Härte darstellt oder die wirtschaftliche
Existenz des Abgabepflichtigen nach-
weislich gefährdet ist.

(5) Die Abgabe wird für die Dauer der
Einrichtung des Innovationsbereichs fest-
gesetzt und in auf jeweils ein Jahr bezo-
genen Teilbeträgen zu Beginn jedes Ab-
rechnungsjahres fällig.

(6) Die Abgaben nach Abs. 1 und die
sich darauf beziehenden Zinsen und Aus-
lagen ruhen auf im Innovationsbereich
gelegenen Grundstücken als öffentliche
Last und, solange das Grundstück mit ei-
nem Erbbaurecht belastet ist, auf diesem.

§ 8

Mittelverwendung

(1) Mit Ausnahme eines angemesse-
nen Pauschalbetrages für den Verwal-
tungsaufwand, einschließlich der Koordi-
nationsaufwendungen, der bei der Ge-
meinde verbleibt, steht das Abgabenauf-
kommen dem jeweiligen Aufgabenträger
zu. Die Gemeinde wird ermächtigt, die
Höhe dieses Pauschalbetrages durch Sat-
zung festzulegen.

(2) Über die Höhe des Zahlungsbetra-
ges wird dem Aufgabenträger ein Leis-
tungsbescheid erteilt. Der Leistungsbe-
scheid kann mit Nebenbestimmungen
versehen werden, durch die die zweck-
entsprechende Verwendung sichergestellt
wird.

(3) Der Aufgabenträger verwaltet die
Einnahmen aus dem Abgabenaufkom-
men abgesondert von seinen eigenen
Mitteln und verwendet sie treuhänderisch
ausschließlich für Zwecke des Innovati-
onsbereichs. Er stellt sicher, dass die Auf-
rechnung mit eigenen Verbindlichkeiten,
die nicht aus seiner Tätigkeit als Aufga-
benträger resultieren, ausgeschlossen ist.

(4) Nicht verwendete Mittel hat der
Aufgabenträger nach Außer-Kraft-Treten
der Satzung zu erstatten. Im Fall der Ver-
längerung der Laufzeit nach § 9 Abs. 3
sind die Mittel dem neuen Aufgabenträ-
ger zu übertragen.

§ 9

Laufzeit

(1) Eine Satzung nach § 3 tritt mit dem
Ende der in ihr vorgesehenen Laufzeit,
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Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Wiesbaden, den 21. Dezember 2005

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r p r ä s i d e n t D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r

K o c h f ü r  W i r t s c h a f t ,  Ve r k e h r  u n d  
L a n d e s e n t w i c k l u n g

D r.  R h i e l

spätestens jedoch fünf Jahre nach ihrer
Verkündung außer Kraft.

(2) Mit der Geltungsdauer der Satzung
endet das Recht zur Abgabenerhebung.

(3) Die Verlängerung der Laufzeit ei-
ner Satzung ist unter denselben Voraus-
setzungen wie die Neueinrichtung eines
Innovationsbereichs möglich.

§ 10

In-Kraft-Treten, Außer-Kraft-Treten

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach
der Verkündung in Kraft.

(2) Es tritt mit Ablauf des 31. Dezember
2010 außer Kraft. Für auf seiner Grundlage
erlassene Satzungen bleibt es bis zu deren
Außer-Kraft-Treten anwendbar.
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Aufgrund des § 1 Abs. 1 des Gesetzes
zur Bestimmung von Zuständigkeiten
vom 3. April 1998 (GVBl. I S. 98) be-
stimmt die Landesregierung, aufgrund
des § 23 Abs. 4 Satz 1 des Hessischen
Krankenhausgesetzes 2002 vom 6. No-
vember 2002 (GVBl. I S. 662), geändert
durch Gesetz vom 20. Dezember 2004
(GVBl. I S. 462), bestimmt die Sozialmi-
nisterin:

§ 1

Zuständige Landesbehörde für die

1. Zustimmung zur Aufnahme von Darle-
hen nach § 23 Abs. 3 Satz 2,

2. jährliche Bewilligung von Pauschalmit-
teln nach § 25 Abs. 6,

3. Bewilligung der Fördermittel

a) für die Einzelförderung nach § 24,

b) für die Nutzung von Anlagegütern
nach § 26 Abs. 1,

c) für Lasten aus Investitionsdarlehen
nach § 27 einschließlich der Zustim-
mung zur Finanzierung aus Eigen-
mitteln nach § 27 Abs. 4 Satz 2,

d) für Anlauf-, Umstellungs- und
Grundstückskosten nach § 28,

e) für Personalwohnraum nach § 29,

f) für den Ausgleich von Eigenmitteln
nach § 30,

g) bei Ausscheiden aus dem Kranken-
hausplan nach § 31

des Hessischen Krankenhausgesetzes
2002 ist das Regierungspräsidium.

§ 2

(1) Zuständige Landesbehörde nach
dem Krankenhausfinanzierungsgesetz in
der Fassung vom 10. April 1991 (BGBl. I
S. 887), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 22. Juni 2005 (BGBl. I S. 1720), ist

1. das für das Gesundheitswesen zustän-
dige Ministerium für 

a) die Bestellung der Vorsitzenden
oder des Vorsitzenden der Schieds-
stelle und deren Stellvertretung
nach § 18a Abs. 2 Satz 4,

b) die Führung der Rechtsaufsicht
über die Schiedsstelle nach § 18a
Abs. 5;

2. das Regierungspräsidium Gießen

für die Genehmigung vereinbarter
oder festgesetzter Pflegesätze nach § 18
Abs. 5 Satz 1.

(2) Zuständige Landesbehörde

1. nach dem Krankenhausentgeltgesetz
vom 23. April 2002 (BGBl. I S. 1412,
1422), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 29. August 2005 (BGBl. S. 2570),
für die Genehmigung nach § 14 Abs. 1
des vereinbarten oder von der Schieds-
stelle nach § 13 festgesetzten landes-
weit geltenden Basisfallwerts nach 
§ 10 und der krankenhausindividuel-
len Basisfallwerte, der Entgelte nach 
§ 6 und der Zuschläge nach § 5 ,

2. für die Entgegennahme der Leistungs-
und Kalkulationsaufstellung nach § 17
Abs. 4 Satz 2 der Bundespflegesatzver-
ordnung vom 26. September 1994 
(BGBl. I S. 2750), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 29. August 2005
(BGBl. I S. 2570),

ist das Regierungspräsidium Gießen.

§ 3

Die Anordnung zur Bestimmung von
Zuständigkeiten nach dem Krankenhaus-
finanzierungsgesetz und nach der Bun-
despflegesatzverordnung  vom 29. De-
zember 1997 (GVBl. 1998 I S. 24), geän-
dert durch Verordnung vom 18. Februar
2003 (GVBl. I S. 89), wird aufgehoben.

§ 4

Diese Anordnung tritt am 1. Januar
2006 in Kraft. Sie tritt mit Ablauf des 
31. Dezember 2010 außer Kraft.

Anordnung 
zur Bestimmung von Zuständigkeiten auf dem Gebiet des Krankenhauswesens*)

Vom 20. Dezember 2005

*) GVBl. II 351-76
1) Hebt auf GVBl. II 351-50

Wiesbaden, den 20. Dezember 2005

H e s s i s c h e  L a n d e s r e g i e r u n g

D e r  M i n i s t e r p r ä s i d e n t D i e  S o z i a l m i n i s t e r i n

K o c h L a u t e n s c h l ä g e r



Aufgrund

1. des § 11 Abs. 2 und § 28 a Abs. 1 Satz 2
und Abs. 2 Satz 2 des Hessischen Rei-
sekostengesetzes in der Fassung vom
27. August 1976 (GVBl. I S. 390), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 
17. Oktober 2005 (GVBl. I S. 674),

2. des § 14 Nr. 1 und 5 des Hessischen
Umzugskostengesetzes vom 26. Okto-
ber 1993 (GVBl. I S. 464), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 21. März 2005
(GVBl. I S. 218), und 

3. des § 126 Abs. 3 Nr. 2 Satz 2 des Be-
amtenrechtsrahmengesetzes in der
Fassung vom 31. März 1999 (BGBl. I 
S. 655), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 21. Juni 2005 (BGBl. I S. 1818), in
Verbindung mit § 1 Satz 2 des Geset-
zes über Ermächtigungen zum Erlass
von Rechtsverordnungen vom 3. Juli
1961 (BGBl. I S. 856) und § 1 Satz 2 der
Verordnung zur Übertragung der Er-
mächtigung nach § 126 Abs. 3 Nr. 2
Satz 2 des Beamtenrechtsrahmenge-
setzes vom 2. Oktober 1980 (GVBl. I 
S. 350), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 20. Juni 2002 (GVBl. I S. 342), 

wird bestimmt:

§ 1

(1) Den dem Ministerium für Wissen-
schaft und Kunst unmittelbar nachgeord-
neten Dienststellen wird für ihren Ge-
schäftsbereich, soweit nicht die Zustän-
digkeit des Universitätsklinikums nach
§ 22 Abs. 5 Satz 1 in Verbindung mit Abs. 2
des Gesetzes für die hessischen Univer-
sitätskliniken vom 26. Juni 2000 (GVBl. I
S. 344), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 15. Dezember 2005 (GVBl. I S. 843)
begründet ist, vorbehaltlich des § 2 die
Befugnis übertragen,

1. Tage- und Übernachtungsgeld in be-
sonderen Fällen nach § 11 Abs. 2 des
Hessischen Reisekostengesetzes bis zu
weiteren achtundzwanzig Tagen zu
bewilligen,

2. Umzugskostenvergütung zuzusagen
und zu gewähren und

3. Trennungsgeld zu bewilligen und zu
gewähren.

(2) Den in Abs. 1 genannten Dienst-
stellen wird für ihre Geschäftsbereiche
die Befugnis übertragen, in Verfahren
nach § 126 Abs. 1 des Beamtenrechtsrah-
mengesetzes über Widersprüche zu ent-
scheiden, soweit das Ministerium für Wis-

senschaft und Kunst den Verwaltungsakt
nicht selbst erlassen hat.

(3) Dem Ministerium für Wissenschaft
und Kunst bleibt die Zuständigkeit vorbe-
halten für

1. die in Abs. 1 genannten Befugnisse mit
Ausnahme der Gewährung,

2. die in Abs. 2 genannte Befugnis,

für die Leiterinnen und Leiter der in Abs. 1
genannten Dienststellen.

§ 2

Zuständigkeit des Universitätsklinikums

(1) Dem Universitätsklinikum werden
nach Maßgabe des § 22 Abs. 5 Satz 1 des
Gesetzes für die hessischen Universitäts-
kliniken in beamtenrechtlichen Personal-
angelegenheiten der wissenschaftlichen
Beschäftigten der Universität, soweit die-
se dem Fachbereich Medizin angehören
und zu Aufgaben nach § 5 Abs. 2 des Ge-
setzes für die hessischen Universitätskli-
niken verpflichtet sind, vorbehaltlich des
Abs. 3 die Befugnisse übertragen,

1. nach § 11 Abs. 2 Satz 1 des Hessischen
Reisekostengesetzes Tage- und Über-
nachtungsgeld in besonderen Fällen
bis zu weiteren achtundzwanzig Tagen
zu bewilligen,

2. Umzugskostenvergütung zuzusagen
und zu gewähren,

3. Trennungsgeld zu bewilligen und zu
gewähren.

(2) Das Universitätsklinikum entschei-
det im Rahmen der ihm nach Abs. 1 über-
tragenen Befugnisse auch über Wider-
sprüche.

(3) Für die Mitglieder des Klinikums-
vorstandes, soweit diese im Beamtenver-
hältnis stehen, gilt § 1 Abs. 3 entspre-
chend.

§ 3

(1) Die Anordnung über Zuständigkei-
ten nach dem Hessischen Reisekostenge-
setz und dem Hessischen Umzugskosten-
gesetz im Geschäftsbereich des Ministeri-
ums für Wissenschaft und Kunst vom 
1. November 1996 (GVBl. I S. 519)1), ge-
ändert durch Anordnung vom 29. Novem-
ber 2000 (GVBl. I S. 538), wird aufgehoben.

(2) Diese Anordnung tritt am Tage
nach der Veröffentlichung in Kraft. Sie
tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2010
außer Kraft.
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Anordnung 
über Zuständigkeiten nach dem Hessischen Reisekostengesetz und dem 
Hessischen Umzugskostengesetz im Geschäftsbereich des Ministeriums 

für Wissenschaft und Kunst*)

Vom 15. Dezember 2005

Wiesbaden, den 15. Dezember 2005

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r  f ü r  W i s s e n s c h a f t  u n d  K u n s t

C o r t s
*) GVBl. II 323-138
1) Hebt auf GVBl II 323-120


